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Die Beklagte wird verurteilt, die Bescheide vom 02.12.2016 sowie vom 07.05.2018
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.05.2019 aufzuheben und die
BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung ab dem 17.08.2016 bis zum 20.12.2016 nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften in HÃ¶he des Mindestbeitrags neu
festzusetzen. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die BeitragshÃ¶he fÃ¼r die Krankenversicherung im
Zeitraum vom 17.08.2016 bis 20.12.2016.

Der 1982 geborene KlÃ¤ger war zunÃ¤chst bis zum 16.08.2016 bei der Beklagten
aufgrund des Bezugs von Arbeitslosengeld II pflichtversichertes Mitglied. Ab dem
17.08.2016 bestand eine beitragspflichtige obligatorische Anschlussversicherung.
Mit Schreiben vom 13.10.2016 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger dies mit. Gleichzeitig
Ã¼bersandte sie ihm den Fragebogen zur Versicherung bei obligatorischer
Anschlussversicherung. Mit Schreiben vom 04.11.2016 Ã¼bersandte die Beklagte
dem KlÃ¤ger auch den Einkommensfragebogen mit der Bitte, diesen ausgefÃ¼llt
zurÃ¼ckzusenden. Gleichzeitig teilte sie ihm fÃ¼r den Fall, dass er die erbetenen
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Angaben nicht innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt des Schreibens machen
werde, den von ihr dann festzusetzenden HÃ¶chstbeitragssatz mit. Angaben zu
seinem Einkommen machte der KlÃ¤ger in der Folgezeit nicht. Mit Bescheid vom
02.12.2016 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass sie die BeitrÃ¤ge ab dem
17.08.2016 auf Grundlage der Beitragsbemessungsgrenze berechne, da er ihr
weder andere Einnahmen mitgeteilt noch Nachweise Ã¼ber diese vorgelegt habe.
Der monatliche Beitrag betrage zur Krankenversicherung 652,58 EUR und zur
Pflegeversicherung 110,18 EUR, insgesamt 762,76 EUR. FÃ¼r die Zeit vom
17.08.2016 bis 30.11.2016 sei ein Betrag i.H.v. 2669,66 EUR zu zahlen. Laut
Postzustellungsurkunde vom 03.12.2016 wurde der Bescheid am selben Tage in den
Briefkasten des KlÃ¤gers eingeworfen.

Am 27.04.2018 stellte der KlÃ¤ger im Hinblick auf den Bescheid vom 02.12.2016
einen Ã�berprÃ¼fungsantrag. Er sei vom 17.08.2016 bis zum 20.12.2016 arbeitslos
gewesen. In dieser Zeit habe er monatelang nach einer neuen Arbeit gesucht und in
der Zwischenzeit von seinem restlichen Ersparten gelebt. Mit Bescheid vom
07.05.2018 stellte die Beklagte fest, dass der zu Ã¼berprÃ¼fende Beitragsbescheid
vom 02.12.2016 rechtmÃ¤Ã�ig ergangen sei. Eine RÃ¼cknahme sei daher nicht
zulÃ¤ssig. Der KlÃ¤ger widersprach. Nach der Neuregelung des Â§ 240 Abs. 1 S. 4
SGB V sei nunmehr ausdrÃ¼cklich eine rÃ¼ckwirkende Korrektur der
Beitragsfestsetzung vorgesehen, wenn aufgrund hinreichender Anhaltspunkte klar
sei, dass die beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds die jeweils einschlÃ¤gige
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nicht Ã¼berschreiten. Diese
Voraussetzungen lÃ¤gen bei ihm vor. Die BeitrÃ¤ge seien daher bereits
unabhÃ¤ngig von der Ã�berprÃ¼fung des ursprÃ¼nglichen Beitragsbescheides neu
festzusetzen. Mit Widerspruchsbescheid vom 23.05.2019 wies der
Widerspruchsausschuss der Beklagten den Widerspruch des KlÃ¤gers als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der Beitragsbescheid vom 02.12.2016 sei zu Recht
erlassen worden. Ab dem 17.08.2016 seien die Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auf Grundlage der Beitragsbemessungsgrenze zu
berechnen und festzusetzen gewesen, da der KlÃ¤ger trotz Anfragen keine Angaben
zu seinem Einkommen gemacht habe. Hinreichende Anhaltspunkte im Sinne der
neuen gesetzlichen Regelung des Â§ 240 Abs. 1 S. 4 SGB V seien nur dann zu
unterstellen, wenn unmittelbar vor dem Beginn der Versicherungspflicht aufgrund
des Bezugs von Arbeitslosengeld II Zeiten einer freiwilligen Versicherung mit der
Beitragsbemessung auf Grundlage der Beitragsbemessungsgrenze vorlÃ¤gen und
der Betroffene es lediglich versÃ¤umt habe, die HilfebedÃ¼rftigkeit rechtzeitig zu
melden oder sich seine wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit vor dem Leistungsbezug
nicht erheblich von der aktuellen unterscheide. Dies sei bei dem KlÃ¤ger nicht der
Fall.

Der KlÃ¤ger verfolgte sein Begehren weiter und hat am 24.06.2019 Klage erhoben.
Die Beklagte habe jedenfalls zu Unrecht die Neufestsetzung der BeitrÃ¤ge
verweigert. Er habe sich zum 17.08.2016 aus dem Bezug des Arbeitslosengeldes II
abgemeldet, da er ein neues BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei einem Unternehmen
fÃ¼r UmzÃ¼ge und Entsorgungen in N M aufgenommen habe. Sein dortiger
Ansprechpartner habe ihm zugesagt, dass er zunÃ¤chst auf Probe bei ihm anfangen
kÃ¶nne und gegebenenfalls fest Ã¼bernommen werde. Er habe dort ab dem
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17.08.2020 zwei Wochen gearbeitet und dann darum gebeten, als
sozialversicherungspflichtig angemeldet zu werden. Sein Arbeitgeber habe ihn eine
weitere Woche vertrÃ¶stet. Auch danach habe er jedoch keinen schriftlichen
Vertrag bekommen und sei auch nicht angemeldet worden. FÃ¼r die drei Wochen
habe er 200,00 EUR bar erhalten. Da er nicht "schwarz" arbeiten wolle, habe er das
ArbeitsverhÃ¤ltnis nach diesen drei Wochen beendet und sich auf die Suche nach
einer anderen Arbeit begeben. Diese habe er dann im Dezember auch bei einer
Zeitarbeitsfirma gefunden. Er habe sich in der Zwischenzeit nicht erneut beim
Jobcenter gemeldet, sondern sei in dieser Zeit von seiner Mutter unterstÃ¼tzt
worden. Anderes Einkommen habe er nicht gehabt. Die Einkommensanfrage der
Beklagten habe er zwar erhalten, jedoch aufgrund sprachlicher Schwierigkeiten
nicht verstanden.

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich,

den Bescheid vom 07.05.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
23.05.2019 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den Bescheid vom
02.12.2016 und etwaige weitere Bescheide betreffend die HÃ¶he der Beitragspflicht
abzuÃ¤ndern und die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit der freiwilligen Versicherung ab dem
17.08.2016 bis zum 20.12.2016 nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften in
HÃ¶he des Mindestbeitrags neu festzusetzen, hilfsweise dem KlÃ¤ger die BeitrÃ¤ge
und SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zu erlassen, soweit sie die MindestbeitrÃ¤ge
Ã¼bersteigen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer Entscheidung fest.

Das Gericht hat fÃ¼r den Zeitraum August 2016 bis Dezember 2016 die
KontoauszÃ¼ge des KlÃ¤gers bei der T N angefordert. Hieraus ergeben sich
Bareinzahlung in HÃ¶he von insgesamt 1778,00 EUR innerhalb der fÃ¼nf Monate.
Anderweitiges Einkommen ist nicht ersichtlich.

Die Beteiligten haben sich im ErÃ¶rterungstermin vom 07.02.2020 in Bezug auf die
HÃ¶he der BeitrÃ¤ge zur Pflegeversicherung der hier zu treffenden Entscheidung
Ã¼ber die BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung unterworfen. Das Gericht hat das
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten zu einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung eingeholt. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und
Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie die von der Beklagten
beigezogene Verwaltungsakte verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

GemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) konnte das Gericht im
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden.
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Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Die angefochtenen Bescheide vom 02.12.2016 sowie vom 07.05.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.05.2019 sind rechtswidrig und verletzten den
KlÃ¤ger nach Â§ 54 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in seinen Rechten. Der
KlÃ¤ger hatte zwar keinen Anspruch auf AbÃ¤nderung des Bescheides vom
02.12.2016 gemÃ¤Ã� Â§ 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X), wohl aber auf
Neufestsetzung der BeitrÃ¤ge anhand der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage
gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs. 1 Satz 4 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V).

Zwischen den Beteiligten ist zu Recht unstreitig, dass der KlÃ¤ger vom 17.08.2016
bis zum 20.12.2016 im Rahmen einer obligatorischen Anschlussversicherung
freiwillig versichertes Mitglied der Beklagten war. ZunÃ¤chst hat die Beklagte die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r diesen Zeitraum auch der HÃ¶he nach korrekt festgesetzt (hierzu
I.), bereits im laufenden Widerspruchsverfahren hÃ¤tte die Beklagte die BeitrÃ¤ge
fÃ¼r diesen Zeitraum jedoch neu anhand der Mindestbemessungsgrundlage
festsetzen mÃ¼ssen (hierzu II.).

I. Nach Â§ 44 SGB X ist ein Verwaltungsakt auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ck zu nehmen, soweit sich
im Einzelfall ergibt, dass bei seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt oder von
einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und
soweit deshalb BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind. Dies ist hier nicht der
Fall. UrsprÃ¼nglich hat die Beklagte die BeitragshÃ¶he mit Bescheid vom
02.10.2016 korrekt festgesetzt. Sie hat weder das Recht unrichtig angewandt noch
ist sie von einem Sachverhalt ausgegangen, der sich als unrichtig erwiesen hat.

Nach Â§ 240 Abs. 1 SGB V (in der Fassung vom 21.7.2014) wird die
Beitragsbemessung fÃ¼r freiwillige Mitglieder einheitlich durch den Spitzenverband
Bund der Krankenkassen geregelt. Dabei ist sicherzustellen, dass die
Beitragsbelastung die gesamte wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit des freiwilligen
Mitglieds berÃ¼cksichtigt; sofern und solange Mitglieder Nachweise Ã¼ber die
beitragspflichtigen Einnahmen auf Verlangen der Krankenkasse nicht vorlegen, gilt
als beitragspflichtige Einnahmen fÃ¼r den Kalendertag der dreiÃ�igste Teil der
monatlichen Beitragsbemessungsgrenze (Â§ 223 SGB V). Eine rÃ¼ckwirkende
Neufestsetzung der BeitrÃ¤ge bei spÃ¤terem Nachweis geringerer Einnahmen ist
nicht vorgesehen. Die Beklagte Ã¼bersandte dem KlÃ¤ger im Jahr 2016 unstreitig
den Einkommensfragebogen und forderte ihn mehrfach auf, Angaben zu seinen
EinkÃ¼nften zu machen. Der KlÃ¤ger gab der Beklagten unstreitig hinsichtlich des
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums im Jahr 2016 keine Auskunft zu seinem
Einkommen. Die Beklagte setzte die BeitrÃ¤ge folgerichtig und korrekt als
HÃ¶chstbeitrÃ¤ge anhand der Beitragsbemessungsgrenze fest.

II. Nunmehr regelt Â§ 240 Abs. 1 SGB V im durch das Gesetz zur Beitragsentlastung
der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Versichertenentlastungsgesetz â�� GKV-VEG) neu eingefÃ¼gten Satz 4, dass die
Krankenkasse fÃ¼r ZeitrÃ¤ume, fÃ¼r die ihr hinreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r
vorliegen, dass die beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds die jeweils
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anzuwendende Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nicht Ã¼berschreiten, die
BeitrÃ¤ge des Mitglieds neu festzusetzen hat.

Die mit Wirkung vom 15.12.2018 eingefÃ¼gte Vorschrift bietet einen
eigenstÃ¤ndigen Ã�nderungsanspruch, durch welchen rÃ¼ckwirkend die
finanziellen Folgen einer unterlassenen Mitwirkung trotz rechtmÃ¤Ã�iger
Beitragsfestsetzung vermindert werden sollen. Dieser Anspruch ist nicht mit der
Regelung in Â§ 44 SGB X vergleichbar, da MaÃ�stab nicht die RechtmÃ¤Ã�igkeit der
frÃ¼heren Beitragsentscheidung ist, sondern allein die Abweichung des â�� durch
die fehlende Mitwirkung â�� fiktiv festgesetzten vom tatsÃ¤chlichen Einkommen
(vgl. SG Berlin, Beschluss vom 24. Januar 2019 â�� S 56 KR 3411/18 ER â��, Rn. 54
â�� 56, juris). Mit der Neuregelung in Â§ 240 Abs. 1 Satz 4 SGB V wollte der
Gesetzgeber neue, flexiblere AnpassungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r die Einstufung zum
HÃ¶chstbeitrag wegen Nichtmitwirkung bei der Beitragsfeststellung schaffen
(BT-Drs. 19/4454, S. 27 zu Art. 1 Nr. 6). Als entsprechende Anhaltspunkte nennt die
GesetzesbegrÃ¼ndung das Vorliegen von HilfebedÃ¼rftigkeit im Sinne der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch
(SGB II) oder der Sozialhilfe nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII).
Auch die im Wege einer fruchtlosen Vollstreckung der bestehenden
Beitragsforderung festgestellte VermÃ¶genslosigkeit kÃ¶nne ein Indiz sein. Die
Krankenkasse solle zudem weitere Informationen Ã¼ber das jeweilige Mitglied
prÃ¼fen, bevor sie eine rÃ¼ckwirkende Anpassung der BeitrÃ¤ge vornehme. Die
"hinreichenden Anhaltspunkte" seien ein unbestimmter Rechtsbegriff, der
grundsÃ¤tzlich von der jeweiligen Krankenkasse einheitlich ausgelegt und
angewandt werden mÃ¼sse. Die Regelung sei zeitlich unbeschrÃ¤nkt und beziehe
sich auf alle vergangenen ZeitrÃ¤ume der Zwangseinstufung. Die rÃ¼ckwirkende
Anpassung der BeitrÃ¤ge auf den Mindestbeitrag diene dem Abbau "fiktiver"
Beitragsschulden und setze fÃ¼r die Betroffenen Anreize den korrigierten
Beitragsforderungen nachzukommen. (BR â�� Drs. 375/18, S. 22 zu Art. 1 Nr. 6).

Hinreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die beitragspflichtigen Einnahmen des
Mitglieds die jeweils anzuwendende Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nicht
Ã¼berschreiten, kÃ¶nnen nach Auffassung der Kammer zunÃ¤chst insbesondere in
der bloÃ�en Angabe der tatsÃ¤chlichen EinkommensverhÃ¤ltnisse liegen. Sofern
keine BegleitumstÃ¤nde vorliegen, die eine PrÃ¼fung weiterer Informationen
Ã¼ber das Mitglied notwendig erscheinen lassen, muss die bloÃ�e Auskunft Ã¼ber
die tatsÃ¤chlichen EinkommensverhÃ¤ltnisse bereits fÃ¼r sich genommen als
hinreichende Anhaltspunkte erachtet werden. Hinreichend sind Anhaltspunkte dann,
wenn sie sich in einer Gesamtschau aller UmstÃ¤nde des Einzelfalls in ein
Gesamtbild einfÃ¼gen, dass an Gewissheit grenzt. Legt das Mitglied seine
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse offen und bestehen keine besonderen UmstÃ¤nde,
durch die diese in Zweifel zu ziehen sind, ist dieser MaÃ�stab erfÃ¼llt. Dies gilt
umso mehr, wenn das Gesamtbild nicht nur in sich schlÃ¼ssig ist, sondern durch
weitere UmstÃ¤nde gestÃ¼tzt wird. Dies ist der Fall, wenn beispielsweise in naher
zeitlicher Abfolge vor oder nach dem Zeitraum einer freiwilligen Versicherung
Leistungen der Grundsicherung bezogen wurden oder in der Versicherungshistorie
bereits mehrere Zeiten der Versicherung auf Grund des Grundsicherungsbezugs mit
Zeiten der freiwilligen Versicherung Ã¼ber wenige Monate abwechselten. DarÃ¼ber
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hinaus kÃ¶nnen nach Auffassung der Kammer derartige UmstÃ¤nde aber auch fÃ¼r
sich alleine genommen bereits hinreichende Anhaltspunkte sein, denen die
Krankenkasse, so ihr solche vorgelegt werden, nach MaÃ�gabe des Gesetzes auch
von Amts wegen nachgehen und gegebenenfalls die BeitrÃ¤ge fÃ¼r vergangene
ZeitrÃ¤ume neu festsetzen muss. Eine anlasslose Ã�berprÃ¼fung
bestandskrÃ¤ftiger Beitragsbescheide ist ihr jedoch nicht abzuverlangen. Sofern im
Einzelfall UmstÃ¤nde bestehen, aufgrund derer die der Krankenkasse bekannten
und/ oder vorgelegten hinreichenden Anhaltspunkte in Zweifel zu ziehen sind, ist sie
im Rahmen der Amtsermittlungspflicht verpflichtet, den Sachverhalt eigenstÃ¤ndig
aufzuklÃ¤ren. ErgÃ¤nzend weist die Kammer darauf hin, dass der Krankenkasse bei
Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte hinsichtlich der Neufestsetzung kein
Ermessen zusteht. Es kommt auch nicht darauf an, ob und in welcher HÃ¶he die
Krankenkasse aus den Betragsbescheiden schon erfolgreich vollstreckt hat oder ob
das Mitglied auf die Beitragsschuld gezahlt hat. Insoweit gilt die Vorschrift auch
dann noch, wenn ein Versicherter die Beitragsforderung vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt hat
(vgl. SG Berlin, Beschluss vom 24. Januar 2019 â�� S 56 KR 3411/18 ER â��, Rn. 67
â�� 68, juris).

Nach diesen MaÃ�gaben bestanden nach Auffassung der Kammer bereits im
Vorverfahren hinreichende Anhaltspunkte, dass die beitragspflichtigen Einnahmen
des KlÃ¤gers die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage im Zeitraum vom
17.08.2016 bis zum 20.12.2016 nicht Ã¼berschritten haben. Der KlÃ¤ger hat bis
zum 16.08.2016 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende bezogen. Ab
dem 21.12.2016 war er aufgrund eines versicherungspflichtigen
ArbeitsverhÃ¤ltnisses bei einer Zeitarbeitsfirma bei der Beklagten versichertes
Mitglied, ab MÃ¤rz 2018 bezog er erneut Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende. Bereits am 27.04.2018 teilte der KlÃ¤ger der Beklagten im
Rahmen des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens durch seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten
mit, dass er in dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum, arbeitslos war, ohne
arbeitslos gemeldet gewesen zu sein. Er habe monatelang eine neue Arbeit gesucht
und von seinem Ersparten gelebt. EinkÃ¼nfte habe er keine gehabt. Weitere
Informationen hierzu hat die Beklagte auch nach Wirksamwerden der Regelung des 
Â§ 240 Abs. 1 Satz 4 SGB V nicht eingeholt, vielmehr hat sie den
Anwendungsbereich der Regelung in ihrer WiderspruchsbegrÃ¼ndung auf einen zu
klein gefassten Teilbereich beschrÃ¤nkt. SpÃ¤testens mit den schlÃ¼ssigen und
glaubhaften ErlÃ¤uterungen des KlÃ¤gers im ErÃ¶rterungstermin zu seinem
missglÃ¼ckten Versuch ab dem 17.08.2016 eine sozialversicherungspflichtige
Arbeit aufzunehmen sowie den seitens des Gerichts eingeholten KontoauszÃ¼gen
des KlÃ¤gers aus dem Zeitraum August bis Dezember 2016, die seine Angaben
bestÃ¤tigen, ist der MaÃ�stab der hinreichenden Anhaltspunkte mehr als erfÃ¼llt.
Hinreichende Anhaltspunkte bestehen nÃ¤mlich erst recht, wenn tatsÃ¤chlich
Einkommensnachweise â�� wie hier in Form der KontoauszÃ¼ge â�� vorgelegt
wurden. Nach Auffassung der Kammer bestand im rechtlichen Sinn nunmehr
Gewissheit darÃ¼ber, dass der KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum nicht
Ã¼ber Einkommen oberhalb der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage verfÃ¼gte.
Die BeitrÃ¤ge fÃ¼r den Zeitraum vom 17.08.2016 bis zum 20.12.2016 waren
anhand der Mindestbemessungsgrundlage neu festzusetzen.
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Die Kostentscheidung beruht auf Â§Â§ 183,193 SGG.

Erstellt am: 14.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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